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Drucksache 346 


Antrag 

der Fraktion des GB BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Behebung der Berufsnot der älteren Angestellten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1 ) Arbeitgeber, die mehr als sieben Ange- 
stellte besdiäftigen, haben bei Neu- oder Er- 
satzeinstellungen Angestellte über 45 Jahre 
(ältere Angestellte) einzustellen, bis der Anteil 
der älteren Angestellten 40 v. H. der Gesamt- 
zahl der Angestellten beträgt. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 bleiben 
Lehrlinge unberücksichtigt. 

(3) Arbeitgeber im Sinne des Gesetzes sind 
auch juristische Personen des offen tlidicn 
Redits. 

§2 

(1) Arbeitgeber, in deren Betrieb der ln § 1 
festgesetzte Hundertsatz an älteren Angestell- 
ten nicht erreicht ist, sind verpflichtet, vor 
jeder Einstellung die zu besetzende Stelle dem 
Arbeitsamt zu melden, in dessen Bezirk der 
Betrieb liegt. 

(2) Das Arbeitsamt sdilägt dem Arbeit- 
geber binnen zwei Wochen mindestens drei 
für den Betrieb geeignete ältere Angestellte 
zur Einstellung vor. Es kann auch soldie Per- 
sonen Vorschlägen, die aus früherer Ange- 


stelltentätigkeit vorübergehend ln andere Be- 
rufe abgewandert sind. 

(3) Mit einem der vom Arbeitsamt Vor- 
geschlagenen hat der Arbeitgeber einen 
Dienstvertrag abzuschließen. 

(4) Der Arbeitgeber kann auch seinerseits 
ältere Angestellte Vorschlägen, zu deren Ein- 
stellung das Arbeitsamt die Genehmigung zu 
erteilen hat, wenn Mißbräuche nicht zu be- 
fürchten sind. 

(5) Das Arbeitsamt kann von Vorschlägen 
(Absatz 2) absehen, sofern wegen der Eigen- 
art des Betriebes die Einstellung älterer An- 
gestellter nicht zumutbar ist oder sofern im 
Einzelfall die Förderung des beruflichen 
Nachwuchses vordringlich erscheint. 

§3 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung gewährt 
über das Arbeitsamt dem Arbeitgeber für 
jeden älteren Angestellten, den er nach Maß- 
gabe des § 2 Abs. 2 bis 4 einstellt, für die 
Dauer eines Jahres einen monatlichen Zu- 
schuß in Höhe von einem Drittel des Tarif- 
gehalts. Dieser Zuschuß darf jedoch ein Drittel 
des allgemein nadi § 105 AVAVG der Be- 
rechnung der Arbeitslosenunterstützung zu- 
grunde gelegten höchsten Arbeitsentgeltes 
nicht übersteigen. 
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(2) Die Gewährung des Zuschusses ent- 
fällt, wenn der Arbeitgeber nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes ältere Angestellte 
ohne wichtigen Grund entlassen hat oder ent- 
läßt. 

(3) Bel Entlassung eines nach § 2 vermit- 
telten Angestellten vor Ablauf eines Jahres 
vom Einstellungstage an, kann der Zuschuß 
für den als Ersatz einzustellenden älteren An- 
gestellten für den Rest des Jahres von dem 
Präsidenten des Landesarbeitsamtes gewährt 
werden. 

(4) In dem auf die Beendigung der Zu- 
schußgewährung folgenden Jahr kann der 
Arbeitgeber einen Angestellten, für den er 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes Zu- 
schuß erhalten hat, nur mit Zustimmung 
einer Schiedsstelle entlassen, sofern er nicht 
einen anderen älteren Angestellten einstellt, 
der dann den gleichen Kündigungsschutz ge- 
nießt wie der Entlassene. 

§4 

Verstöße gegen die dem Arbeitgeber in 
den §§ 1 bis 3 auferlegten Verpflichtungen 
können von der Verwaltungsbehörde mit 
einer Geldbuße von 100 DM bis 10 000 DM 
geahndet werden. Verwaltungsbehörde im 
Sinne des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
kelten vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 177) ist der Präsident des Landesarbeits- 
amtes. 


§ 3 

Der Bundesminister für Arbeit erläßt nacli 
Anhörung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung Durdiführungsbestimmun- 
gen zu diesem Gesetz, insbesondere über die 
Schaffung, die Tätigkeit und Besetzung der 
Schiedsstellen (§ 3 Abs. 4) sowie Richtlinien 
für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung 
(§ 2 Abs. 2). Er kann dabei unter Abweichung 
von dem Wortlaut des Gesetzes Verein- 
fachungen vorschreiben, die dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes nicht zuwiderlaufen. 

§6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1954 

in Kraft. Es gilt bis zum 31. Dezember 1957. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 

5. 307) bleiben unberührt. 

Bonn, den 18. März 1954 

Haasler und Fraktion 
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